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Positionspapier 12-24-6 

 

BÜNDNIS DEUTSCHLAND LEHNT EINFÜHRUNG DER EUROPÄISCHEN 
IMPFKARTE AB 
 

BÜNDNIS DEUTSCHLAND lehnt die Einführung der ab 2026 verpflichtend geplan-

ten Europäischen Impfkarte (EVC) entschieden ab und erteilt somit auch den Pi-

lotprojekten, die bereits im September 2024 in einigen EU-Staaten, darunter 

Deutschland, gestartet werden sollen, eine klare Absage. 

 

Begründung: 

1. Staatliche Einmischung in persönliche Gesundheitsdaten: 

Der Staat hat sich aus den persönlichen Gesundheits- und Krankheitsdaten sei-

ner Bürger herauszuhalten. Jahrzehntelang hat die öffentliche Gesundheit durch 

Maßnahmen wie Umweltschutz, Wasserversorgung und Hygiene funktioniert, 

ohne dass es erforderlich war, in die individuellen Gesundheitsdaten der Men-

schen einzugreifen. Die zentrale Aufgabe des Staates besteht darin, Rahmenbe-

dingungen zu schaffen, die eine flächendeckende und qualitativ hochwertige 

medizinische Versorgung sowohl im ambulanten als auch im stationären Bereich 

sicherstellen – einschließlich der Pflege und ergänzender therapeutischer Ange-

bote. Dafür müssen Kommunen die notwendigen Mittel zur Verfügung gestellt 

bekommen. Die Europäische Union hat in diesen persönlichen Angelegenheiten 

nichts zu regeln, ebenso wenig wie die Pharmaindustrie, die primär auf die Nut-

zung und Auswertung solcher Daten abzielt. 

2. Gefahr der Überwachung und Kontrolle: 

Die EVC wird als Instrument zur Stärkung der Resilienz Europas gegen zukünftige 

Gesundheitsbedrohungen präsentiert. Diese Darstellung verschleiert jedoch das 

erhebliche Risiko, dass der Staat durch die zentrale Erfassung und Verwaltung 

personenbezogener Gesundheitsdaten eine weitreichende Kontrolle über seine 

Bürger ausüben könnte. Die Möglichkeit, umfassende Informationen über die 

Impfgeschichte jedes Einzelnen zu speichern, öffnet Tür und Tor für staatliche 

Überwachung und potenziellen Missbrauch.  
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Es besteht die Gefahr, dass diese Daten nicht im Sinne der Bürger, sondern zur 

Ausweitung staatlicher Macht genutzt werden. 

3. Risiko zukünftiger Bewegungseinschränkungen: 

Ein weiterer bedenklicher Aspekt ist die Möglichkeit, dass die EVC künftig als 

Grundlage für Bewegungseinschränkungen oder andere gesundheitliche Aufla-

gen genutzt wird, ähnlich wie es während der Corona-Pandemie der Fall war. 

Dies könnte zu einer Spaltung der Gesellschaft führen, da bestimmte Bevölke-

rungsgruppen aufgrund ihres Impfstatus benachteiligt oder eingeschränkt wer-

den könnten. Eine solche Entwicklung wäre ein Rückschritt für die Grundrechte 

und würde das Vertrauen in staatliche Institutionen weiter untergraben. 

4. Datenschutzbedenken und Missbrauchspotenzial: 

Die zentrale Speicherung sensibler Gesundheitsdaten birgt erhebliche Risiken 

für den Datenschutz. Erfahrungen der letzten Jahre haben gezeigt, dass solche 

Datenbanken anfällig für Missbrauch und Cyberangriffe sind. Die jüngsten Skan-

dale, bei denen bewusst manipulierte Daten genutzt wurden, um politische und 

soziale Maßnahmen zu rechtfertigen, verdeutlichen das immense Missbrauchs-

potenzial solcher zentralen Systeme. Der eigentliche Skandal im Zusammenhang 

mit der Corona-Pandemie begann mit dem „Drosten-Test“ und der fragwürdi-

gen Definition von „symptomlosen“ Kranken, was zu weitreichenden, teils ver-

fassungswidrigen Eingriffen in die Grundrechte der Bürger führte. 

5. Wahrung der individuellen Freiheit: 

In einer demokratischen Gesellschaft muss die Freiheit des Einzelnen oberstes 

Gebot sein. Das Grundgesetz bietet den stärksten Schutz gegen staatliche Will-

kür und muss daher in Fragen der Gesundheit und des Datenschutzes oberste 

Priorität haben. Gesundheitsdaten sind höchstpersönliche Informationen, de-

ren Schutz und Integrität gewahrt bleiben müssen. Jeder Bürger hat das Recht, 

selbst zu entscheiden, welche Gesundheitsinformationen er teilen möchte, 

ohne dass der Staat diese zentral verwaltet oder nutzt. 
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Fazit: 

BÜNDNIS DEUTSCHLAND setzt sich entschieden für die Wahrung der persönli-

chen Freiheit, den Schutz sensibler Daten und die Stärkung der Bürgerrechte ein. 

Jegliche Form der übermäßigen Kontrolle und Einmischung durch staatliche 

oder supranationale Institutionen wird abgelehnt. 
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